
BayBG: Art. 81 Nebentätigkeit auf Verlangen des Dienstherrn, Genehmigungspflicht

Art. 81  Nebentätigkeit auf Verlangen des Dienstherrn, Genehmigungspflicht 
 
(1) Beamte und Beamtinnen sind verpflichtet, auf schriftliches Verlangen ihres Dienstherrn eine 
Nebentätigkeit (Nebenamt, Nebenbeschäftigung) im öffentlichen Dienst zu übernehmen, sofern diese 
Tätigkeit ihrer Vorbildung oder Berufsausbildung entspricht und sie nicht über Gebühr in Anspruch nimmt.

(2) 1Beamte und Beamtinnen bedürfen zur Übernahme jeder anderen Nebentätigkeit der vorherigen 
Genehmigung, soweit die Nebentätigkeit nicht nach Art. 82 Abs. 1 genehmigungsfrei ist. 2Als Nebentätigkeit 
gilt nicht die Wahrnehmung öffentlicher Ehrenämter sowie die unentgeltliche Führung der Vormundschaft, 
Betreuung oder Pflegschaft für Angehörige.

(3) 1Die Genehmigung ist zu versagen, wenn zu besorgen ist, dass durch die Nebentätigkeit dienstliche 
Interessen beeinträchtigt werden. 2Ein solcher Versagungsgrund liegt insbesondere vor, wenn die 
Nebentätigkeit

1.  nach Art und Umfang die Arbeitskraft des Beamten oder der Beamtin so stark in Anspruch nimmt, dass 
die ordnungsgemäße Erfüllung der dienstlichen Pflichten behindert werden kann,

 
2.  den Beamten oder die Beamtin in einen Widerstreit mit dienstlichen Pflichten bringen kann,

 
3.  in einer Angelegenheit ausgeübt wird, in der die Behörde, der der Beamte oder die Beamtin angehört, 
tätig wird oder tätig werden kann,

 
4.  die Unparteilichkeit oder Unbefangenheit des Beamten oder der Beamtin beeinflussen kann,

 
5.  zu einer wesentlichen Einschränkung der künftigen dienstlichen Verwendbarkeit des Beamten oder der 
Beamtin führen kann,

 
6.  dem Ansehen der öffentlichen Verwaltung abträglich sein kann.

 
3Die Voraussetzung des Satzes 2 Nr. 1 gilt in der Regel als erfüllt, wenn die zeitliche Beanspruchung durch 
eine oder mehrere Nebentätigkeiten in der Woche zehn Stunden überschreitet. 4Das Vorliegen eines 
Versagungsgrundes nach Satz 3 ist besonders zu prüfen, wenn abzusehen ist, dass die Entgelte und 
geldwerten Vorteile aus genehmigungspflichtigen Nebentätigkeiten im Kalenderjahr 30 v.H. der jährlichen 
Dienstbezüge des Beamten oder der Beamtin bei Vollzeitbeschäftigung überschreiten werden; das Ergebnis 
der Prüfung ist aktenkundig zu machen. 5Die Genehmigung ist auf längstens fünf Jahre zu befristen; sie 
kann mit Auflagen und Bedingungen versehen werden. 6Beamte und Beamtinnen können verpflichtet 
werden, nach Ablauf eines jeden Kalenderjahres ihren Dienstvorgesetzten eine Aufstellung über alle im 
Kalenderjahr ausgeübten genehmigungspflichtigen Nebentätigkeiten und die dafür erhaltenen Entgelte und 
geldwerten Vorteile vorzulegen. 7Ergibt sich eine Beeinträchtigung dienstlicher Interessen nach Erteilung 
der Genehmigung, so ist diese zu widerrufen.

(4) 1Nebentätigkeiten, die nicht auf Verlangen, Vorschlag oder Veranlassung des Dienstherrn übernommen 
wurden oder bei denen der oder die Dienstvorgesetzte ein dienstliches Interesse an der Übernahme der 
Nebentätigkeit nicht anerkannt hat, dürfen nur außerhalb der Arbeitszeit ausgeübt werden. 2Ausnahmen 
dürfen nur in besonders begründeten Fällen, insbesondere im öffentlichen Interesse, zugelassen werden, 
wenn dienstliche Gründe nicht entgegenstehen und die versäumte Arbeitszeit nachgeleistet wird.

(5) 1Beamte und Beamtinnen dürfen bei der Ausübung von Nebentätigkeiten Einrichtungen, Personal oder 
Material des Dienstherrn nur bei Vorliegen eines öffentlichen oder wissenschaftlichen Interesses mit 
vorheriger Genehmigung und gegen Entrichtung eines angemessenen Entgelts in Anspruch nehmen. 2Das 
Entgelt hat sich nach den dem Dienstherrn entstehenden Kosten zu richten und muss den besonderen 
Vorteil berücksichtigen, der dem Beamten oder der Beamtin durch die Inanspruchnahme entsteht. 3Der 
Beamte oder die Beamtin ist verpflichtet, soweit bei der Ausübung von Nebentätigkeiten Einrichtungen, 
Personal oder Material des Dienstherrn in Anspruch genommen werden, auf Verlangen über Art und 



Umfang der Nebentätigkeiten, die hierdurch erzielte Vergütung sowie über Art und Umfang der 
Inanspruchnahme Auskunft zu geben. 4Die Vergütung sowie Art und Umfang der Inanspruchnahme können 
geschätzt werden, wenn hierüber keine Auskunft gegeben wird oder über entsprechende Angaben keine 
ausreichende Aufklärung gegeben werden kann oder Aufzeichnungen nicht vorgelegt werden, die nach 
beamtenrechtlichen Rechtsvorschriften zu führen sind.

(6) 1Die Entscheidungen nach den Abs. 1 bis 5 trifft, soweit nichts anderes bestimmt ist, die oberste 
Dienstbehörde. 2Sie kann ihre Befugnisse durch Rechtsverordnung auf andere Behörden übertragen.

(7) 1Anträge auf Erteilung einer Genehmigung (Abs. 2) oder auf Zulassung einer Ausnahme (Abs. 4 Satz 2) 
und Entscheidungen über diese Anträge bedürfen der Textform. 2Von den Beamten und Beamtinnen sind 
die für die Entscheidung erforderlichen Nachweise über Art und Umfang der Nebentätigkeit zu führen. 3Das 
dienstliche Interesse (Abs. 4 Satz 1) ist aktenkundig zu machen.


